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27„ März 1968

Kläger und Revisionskläger,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Pr02eßbevollmächtigt32 ° „ ° „ . „ „ „ . „ „
;

Der 3° Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 27° märz 1968

durch

Senatspräsident Dr° L a n g k e i t;

, - Vorsitzender -‚
Bundesrichter Dr° K r e b s und

Bundesrichter Sehroeder—Printzen,

Bundessozialrichter B 1 o b e l uzd

Bundessozialriehter Dr° Fritzemeyer ' 3”a\(

für Recht erkannt: «

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des '

Hessischen Landessozialgerichts vom }1„ März
(

1965 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des RevisionSVGr—'
fahrens sind nicht zu erstatten°
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Der Vater der
‘

' 1960 geborenen Heike }ü:?j4e

(K„) ist bei der beklagten Allgemeihen Ortskrankenkasse .„

(AOK) für den Fall der Krankheit versichert . Am 21° April
1961 ließ er seine Tochter Heike Zum Schutz gegen Pocken

impfen° Das Kind erlitt dadurch eine schwere Gesundheits-
störung° Es erhält wegen dieses Impfschadens von dem ‘

klagendenLandab 1„ Mai 1961eine Renteals "Erwerbs-IH
unfähige"° In der Zeit vom 71° Juli 1962 bis zum 3„ Mai;"

' 1963 wurde es Wegen seines Impfschadens in der Ortho- "”
pädischen Heil— und Lehranstalt in Hessisch Lichtenau

stationär behandelt° Die hierdurch in der Zeit vom
11° Juli bis 310 August 1962 entstandenen Kosten in

Höhevon 754,34DMzahlte die Beklagte, und die in der
anschließenden Zeit vom 10 bis 17" September 1962 und

vom 21° September 1962 bis zum 3° Mai 1963 eutstandenen ."

Kosten in Höhevon 3„409‚98 DMtrug der Kläger„ "

Beide Beteiligten vertreten die Auffassung, der andere
_

habe die gesamten Heilbehandlungskosten endgültig zu

tragen° Sie einigten sich dahin, daß der Streit auf

Grund einer vom Kläger zu erhebenden Klage gerichtlich

entschieden werden solle und verzichteten gegenseitig

auf die Geltendmachung der Verjährung°

Die Klage des Klägers auf Zahlung von 3„409‚98 DM an ihn}

hat das Sozialgericht (SG) abgewiesen (Urteil vom 20° April
1964)„ Seine Berufung blieb ohne Erfolg (Urteil vom

V _31° März 1965)° Zur Begründung hat das Landessozialgericht

(LSG) ausgeführt, die Beklagte sei weder gemäß 5 205 der
Reichsversicherungsordnuhg (RVG) verpflichtet, für das ’:

impfgeschädigte Kind Familienkrankenp■lege zu gewähren,
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noch bestimme @51 Abs° 1 Satz 2 des Bundes-Seuchen-
gesetzes (BSeuchG) den Übergang des Anspruchs auf

Familienhilfe nach den 5$ 205 ff RVO auf das eine

Entschädigung nach 5 52 Absc 1 Nr° 1 BSeuchG gewährende
' Land° Der Anspruch der Heike K. auf Gewährung der not-

wendigen Kosten der Heilbehandlung gemäß den 55 51 Abs° 1,
52.Abs° 1 Nr° 1 BSeuchG sei "ein anderweitiger gesetz-

licher Anspruch auf Krankenpflege", der gemäß 5 205 Abso1
Satz 1 RVO den Anspruch auf Familienhilfe aus dem Ver-*

'fsicherungsverhältnis des unterhaltsverpflichteten Kindes—

vaters ausschließe° Die Fassung des 5 51 Abs° 1 Satz 2
BSeuchG lasse nicht erkennen, daß die Krankenkassen auch

für die Folgen von Impfschäden bei den Familienangehörigen
ihrer Versicherten aufzukommen hätten, zumal ihre Lei-

stungspflicht gesetzlich begrenzt sei° Der gesetzliche

Forderungsübergang des 5 51 Abs" 1 Satz 2 BSeuchG
betreffe im übrigen nur Schadensersatzansprüche des Ent—

schädigungsberechtigteno Der Anspruch auf Familienhilfe

nach den 5@ 205 ff RVO stehe aber ausschließlich dem

Versicherten und nicht Seinen erkrankten Familien—

angehörigen zu, so daß in der Person der entschädigungs=

berechtigten Heike K° kein Anspruch auf Familienhilfe

begründet sein könne"

Der Kläger hat die -
zugelassene

e Revision eingelegt

mit dem Antrag,

das Urteil des SG Wiesbaden vom

20° April 1964 und das Urteil des

Hessischen LSGvom 31° März 1965

aufzuheben 56wie die Beklagte zu ver-

ii■‘tä4iié‘n,""ar'i'th"n5309",'98DMzu zahlem

Der äläger vertritt die Auffassung, der Anspruch auf Ent-

schädigung eines Impfschadens nach 5 51 Abs° 1 BSeuchß
sei nicht geeignet, den Anspruch auf Familienkrankenpflege
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nach den 55 205 ff RVG auszuschließen„ Der Entschädigungs—

anspruch nach dem BSeuchG sei nichts weiter als ein gesetz-

lich geregelter Anwendungsfall des allgemeinen Auf0pferungSe _:

anspruchs° Wie dieser sei er allen anderen Ersatzansprüchen ‘„

nachrangig; das gelte insbesondere auch für alle Ansprüche

gegen Sozialversicherungsträger° Der danach wirksam ent—

standene An3pruch auf Familienkrankenpflege Stehe auf Grund

der geänderten Verf&ssungswirklichkeit entgegen der an übern ‘”
holten Grundsätzen festhaltenden herrschenden Meinung dem

unterhaltsberechtigten Kind Heike K° persönlich zuo Selbst i“”
wenn aber die Meinung vertreten würde, ein Familienhilfe» W

anspruch könne nur dem Versicherten zustehen, dann habe

trotzdem der Übergang des Familienkrankenpflegeanspruchs auf

ihn, den Kläger, gemäß 5 51 Abs„ 1 Satz 2 ESeuchG statt—

gefunden, da in dieser Vorschrift der Übergang jeglichen

Ersatzanspruchs für den Impfschaden, gleichgültig wem dieser’”

zustehe, geregelt sei„ Der Gesetzgeber habe es bewußt ver—

mieden, den Anspruchsübergang auf Ansprüche des Entschädi—__“"
gungsberechtigten zu beschränken° ' .

Die Beklagte beantragt, —‚ . — W

die Revision Zurückzuweisenc

Sie hält das Urteil des LSG für zutreffend°

II

v:
.\

‚
n

Die Revision ist nicht begründet°

Das klagende Land hat gegen die_beklagte AOK keinen An5pruch d

auf Ersatz der Kosten für die Behandlung der Heike K° in

der Orth0pädischen Heil- und Lehranstalt in Hessisch-Lichtenau

für die Zeit vom 1° bis 17° und vom 21° September 1962 bis_:;*

3„ Mai 3963in Höhevon3.309,98DM,
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Nach 5 205 Abs° 1 BVD erhalten Versicherte, wenn die
sonstigen dort genannten Voraussetzungen vorliegen, für

die unterhaltsberechtigten Kinder — dazu gehört Heike K. -
ärztliche Behandlung im gleichen Umfang wie Versicherte,

"wenn diese „„, nicht anderweit einen gesetzlichen An3pruch
auf Krankenpflege haben„' Unter einem anderweiten gesetz-

lichen Anspruch ist jeder auch außerhalb der RVO durch

Gesetz begründete Anspruch zu Verstehen, der auf die Sach—

leistung der Krankenpflege als solche gerichtet ist, ohne

daß sich die daraus ergebenden Leistungen vollinhaltlich

mit der Krankenpflege im Sinne der gesetzlichen Kranken—

versicherung zu decken brauchen (vgl; BSG11, 30, 33; 14,
22, 24; 22, 252, 255; SozR Nr° 24 zu 5 205 RVG)°

'

Der Anspruch der Heike K. nach 5 51 Abs° 1, 5 52 Abs’ 1

Nr° 1 BSeuchGgegen das Land Hessen ist ein solcher "ander-
weitiger gesetzlicher Anspruch auf Krankenpflege" im Sinne

der genannten Vorschrift. Er umfaßt als selbständiger Teil

der von dem Land zu gewährenden Entschädigungsleistungen

die Kosten der notwendigen Heilbehandlung (@ 52 Abs° 1

Nr° 1 BSeuchG)° Er ist allerdings nicht unmittelbar auf

die Sachleistung der Krankenpflege als solche gerichtet,

sondern aus praktischen Gesicht5punkten auf die Übernahme

der Gesamtkosten der notwendigen Heilbehandlung, also auf

eine Barleistung. Der Sache nach bezweckt der An5pruch aber fus-
schließlich die vollkommene Gewährleistung der notwendigen

Heilbehandlung für den Impfgeschädigten° Er ist daher anders

als der auf eine umfassende Barleistung gerichtete Lohn— oder

Gehaltsanspruch eines Arbeitnehmers (vgl° BSG 11, 50, 33) mit
einem Anspruch auf die Sachleistung der Krankenpflege als

solche derart vergleichbar, daß er als "anderweitiger Ersatz-

anspruch auf Krankenpflege" im Sinne des 5 205 RVO anzusehen

ist" Dies um so mehr, als dem Anspruch nach 5 52 Abs° 1 Nro 1

BSeuchG irgendwelche Unterhalts£unktionen fremd sind° Der

Unterhalt wird durch die Gewährung einer Rente nach 5 52
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- 6 ;

Abs" 1 Nro 2 BSeuchG sichergestellto Daß der Anspruch auf

die Kosten der Heilbehandlung dem Sachleistungsanspruch der

RVGentspricht, folgt auch aus @53‚Abs° 1 BSeuchG, wonach
die Kosten der Heilbehandlung insoweit übernommen werden, als

diese Zur Beseitigung, Minderung oder Verhütung einer Ver-

schlimmerung des Gesundheitsschadens oder zur Verhütung oder

Minderung körperlicher BeschWerden notwendig ist„

Der Anspruch nach 55 51, 52 Abs„ 1 Nr„ 1, 5 53 Abs° 1 BSeuchG
steht im Gegensatz zu dem Anspruch auf Familienkrankenpflegc

nicht unter einer Subsidiaritätsklausel, wie die Entstehungsw

geschichte des 5 51 BSeuchG Zeigt° Die Bundesregierung hatte

zwar in ihrem Regierungsentwurf vom 27„ Mai 1960 (BT-Drucks°

1888, 3° Wahlpo) den Anspruch durch die Klausel "SOWeit er
nicht auf andere Weise Ersatz zu erla■hn vermag" subsidiär

gestalten wollen (vglo Amtliche Begründung zu den 55 50 bis
55 des Entwurfs BT—Drucks° 1888, 3° Wahlp‚)° Aber die Tat-

sache, daß die zum Gesetz gewordene Vorschrift den Ent-

schädigungsanspruch nicht mehr mit einer Subsidiaritätsklausel

versehen hat, erhellt, daß bewußt auf sie verzichtet worden

ist (vgi° Anlage 2 Nr. 38 b BT-Drucks, 1888, 3„ Wahip„g in
der es heißt; "Bedenken bestehen auch dagegen, daß in Abwei-
chung von derzeitigen landesrechtlichen Regelungen die Ent-

schädigungspflicht des Staates davon abhängig ist, daß der

Geschädigte nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen vermag

„„")° Dies wird noch dadurch bestätigt, daß der Vorschlag

des Bundesrats‚ den Entschädigungsanspruch als subsidiären

Anspruch zu gestalten (vgl„ Anlage } BUS-Drucks° 1888, 5° Wahlpt\

im Gesetz keinen Niederschlag gefunden hat; er ist vielmehr zu

einem eigenständigen Entschädigungsanspruch ausgestaltet worder

» (anders @276 Abs° 1 Satz } LAGnF, der bestimmt, daß die Kran-
A'ikenversorgung entfällt, solange Krankenhilfe nach den Vor-

schriften der Sozialversicherung oder anderen gesetzlichen

Vorschriften gewährt wird)°
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Nach alledem ergibt sich, daß der An3pruch der Heike K;

nach den 55 51, 52 Abs° 1 Nr° 1 BSeuchG ein “anderwei—

tiger gesetzlicher Anspruch auf Krankenpflege" im Sinne

des 5 205 Abs„ 1 RVO isto Somit bestand keine Verpflich-

tung der Beklagten, Familienkrankenpflege zu gewähren

(vgl° Peters, Handbuch der KrankenVersicherung‚ Teil 2,

16° Aufl„, Stand September 1967 Anm° 14 zu € 205 EVO;

Baierl, N23 1967, 268 f).

Schon aus diesem Grunde konnte kein Anspruch gegen die

beklagte Krankenkasse auf das klagende Land nach 5 51

Abs° 1 Satz 2 BSeuchG übergeben°

Die Köstenentscneidung beruht auf 5 193 AbSo 4 des
Sozial-‘

gerichtsg'es'etzes°
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